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Satzung der BFS Society e. V. 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen „BFS Society“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden; 
nach der Eintragung lautet der Name „BFS Society e. V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Tübingen. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereines ist die Förderung der Erziehung, der Volks- und Berufsbildung sowie die 
Förderung von Wissenschaft und Forschung. Dabei sollen Bildungs-, Informations- und 
Forschungsarbeit gegenüber einer breiten Öffentlichkeit rund um das Finanz-, das Banken- und das 
Börsenwesen geleistet werden. Eine Aus- und Fortbildung im Bereich der Finanz- und Kapitalmärkte 
sowie der damit verbundenen Unternehmens- und Strategieberatung soll erreicht werden. 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht durch das Abhalten und Organisieren von Fachvorträgen, 
Seminaren und Exkursionen sowie durch studentische Forschungsarbeit. Dabei soll speziell auch die 
Lücke zwischen Theorie und Praxis im Studium geschlossen werden. Dies geschieht durch den 
Aufbau von Kontakten zu Industrie- und Finanzunternehmen, die im Rahmen von Diskussions- und 
Fortbildungsveranstaltungen Einblicke in die Praxis vermitteln und die Forschungstätigkeit des Vereins 
ideell und finanziell unterstützen. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(7) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an die Universität Tübingen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

§ 3 Arten der Mitgliedschaft 
Der Verein hat ordentliche Mitglieder, Fellows sowie Ehrenmitglieder. 

§ 3a Erwerb der Mitgliedschaft 
(1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person sein, die das 18. Lebensjahr 
vollendet hat, die Ziele des Vereins unterstützt und die Satzung anerkennt. Ordentliche Mitglieder 
sollen Studenten der Universität Tübingen sein. 

(2) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Ehrenmitglieder auf Lebenszeit 
ernennen. 

(3) Fellow kann jede natürliche Person sein, die den Verein finanziell und/oder ideell fördert und 
unterstützt. Ehemalige Vorstandsmitglieder sollen nach ihrem Ausscheiden aus dem Vorstand Fellows 
werden. 

(4) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher oder elektronischer 
Aufnahmeantrag, der an den Vorstand zu richten ist. 
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(5) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag der Mitglieder und über die Aufnahme der 
Fellows nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller 
die Gründe für die Ablehnung mitzuteilen. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Streichung von der Mitgliederliste oder Austritt 
aus dem Verein. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstands. Der 
Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von drei 
Monaten einzuhalten ist. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn 
es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen oder von Umlagen 
im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der 
zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und in dieser Mahnung die Streichung angedroht 
wurde. Der Beschluss des Vorstands über die Streichung muss dem Mitglied mitgeteilt werden. 

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn 
es schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. Vor der Beschlussfassung muss der 
Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben. Der 
Beschluss des Vorstands ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied zuzusenden. 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 
(1) Bei der Aufnahme in den Verein kann eine Aufnahmegebühr erhoben werden. Außerdem können 
von den Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben werden. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben können 
Umlagen bis zur doppelten Höhe des Jahresbeitrags erhoben werden. 

(2) Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen werden vom Vorstand 
nach der Ermächtigung durch die Mitgliederversammlung festgesetzt. 

(3) Ehrenmitglieder und Fellows sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen 
grundsätzlich befreit.  

(4) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise 
erlassen oder stunden. 

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
Die Mitglieder sind angehalten, sich im Rahmen der Vereinsveranstaltungen und bei den sonstigen 
Vereinsaktivitäten zu engagieren und mitzuwirken. 

§ 7 Organe des Vereins 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. Weitere Organe können durch 
den Beschluss der Mitgliederversammlung bestimmt werden. 

§ 8 Vorstand 
(1) Der Vorstand des Vereins i.S.d. § 26 BGB besteht aus dem  

a) zwei Co-Vorstandsvorsitzenden sowie  

b) einem Vorstand für Steuern und Finanzen (stellvertretender Vorstandsvorsitzender) 

(2) Der Verein wird durch ein Mitglied des Vorstands i.S.d. § 26 BGB vertreten. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind ehrenamtlich tätig. Ihnen dürfen für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben grundsätzlich keine Vermögensvorteile zugewendet werden. Die Mitgliederversammlung 
kann beschließen, dass ihre Aufwendungen in tatsächlicher Höhe erstattet werden. 
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§ 9 Zuständigkeit des Vorstands 
(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung; 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

c) Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts; 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern; 

e) den Verein zu leiten und über organisatorische Fragen zu entscheiden; 

f) den Verein öffentlich zu repräsentieren; 

g) Vorschläge zur strategischen Ausrichtung des Vereins zu erarbeiten; 

h) Einrichtung von Research Departments und Ernennung deren Direktoren. 

(2) Der Vorstand kann sich zur laufenden Erledigung seiner Aufgaben Hilfskräfte bedienen.  

§ 10 Wahl und Amtsdauer des Vorstands 
(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Semestern gewählt, 
gerechnet vom Beginn des jeweiligen Semesters an. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands 
im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln mit einfacher Mehrheit zu wählen. Zu 
Vorstandsmitgliedern können nur ordentliche Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit der 
Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger ernennen. Legt mehr als ein Mitglied des 
Vorstands sein Mandat vorzeitig nieder, so ist eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
einzuberufen, die für die verbleibende Amtszeit die Nachfolger bestimmt. 

§ 11 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 
(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
vom stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden, einberufen werden; die Tagesordnung braucht nicht 
angekündigt zu werden. Die Einberufungsfrist beträgt drei Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Absendung folgenden Tag. Von der Frist kann aus wichtigem Grund abgewichen werden, wenn die 
Mehrheit des Vorstands dem zustimmt. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 
Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen oder elektronischen (E-Mail, Internet, Instant-Messenger) 
Verfahren beschließen, wenn kein Vorstandsmitglied dem widerspricht. 

§ 12 Mitgliederversammlung 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts 
kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede 
Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde 
Stimmen vertreten. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit diese 
Satzung nicht einem anderen Organ die Zuständigkeit verleiht. Insbesondere ist sie für folgende 
Angelegenheiten zuständig: 

a) Wahl des Vorstands; 

b) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des Vorstands; 

c) Festsetzung der Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge und Umlagen (§ 5); 
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d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins; 

e) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Semester statt. Sie wird vom Vorstand 
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich oder durch elektronische Übermittlung (E-
Mail) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des 
Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, 
wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse bzw. E-Mail-
Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

(2) Jedes ordentliche Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim 
Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu 
Beginn der Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben. 

(3) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlung gestellt werden, 
beschließt die Versammlung. 

§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse 
des Vereins es erfordert. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet außerdem statt, wenn mindestens ein Viertel 
der ordentlichen Mitglieder sie unter Angabe von Gründen verlangen. Sie muss längstens fünf 
Wochen nach Eingang des Antrags auf schriftliche Berufung tagen. Der Antrag ist an den Vorstand zu 
richten. 

§ 15 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vereinsvorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden geleitet (Versammlungsleiter). Ist kein Vorstandsmitglied 
anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die 
Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion einem 
Wahlausschuss übertragen werden. Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer. 

(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 
durchgeführt werden, wenn ein Drittel der Delegierten dies beantragt. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel sämtlicher ordentlicher 
Vereinsmitglieder anwesend ist. 

(3a) Wird vor Beginn der Mitgliederversammlung die Beschlussfähigkeit von einem Mitglied bezweifelt, 
so ist die Beschlussfähigkeit durch Zählung der anwesenden Mitglieder festzustellen. Nach 
Feststellung der Beschlussunfähigkeit hebt der Versammlungsleiter die Versammlung auf. Bei 
Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand anschließend verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen eine 
zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.  

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche 
von neun Zehnteln erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung von 
neun Zehnteln aller Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der in der 
Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann gegenüber dem Vorstand nur innerhalb 
eines Monats erklärt werden. 

(5) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. 
Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen den 
beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann 
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derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem 
Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

§ 16 Research Departments 
(1) Research Departments dienen der Umsetzung des Vereinszwecks (§ 2 Abs. 2), indem in Gruppen 
interdisziplinäre Kenntnisse im Bereich der Finanzmärkte vermittelt und zu bestimmten Aspekten des 
Wertpapier-, Banken- und Börsenwesens Forschungsprojekte durchgeführt werden. Research 
Departments setzen sich mit einen vom Vorstand bestimmten Forschungsbereich auseinander. 

(2) Der Vorstand ernennt nach Einrichtung eines Research Departments ein Vereinsmitglied zum 
Direktor (§ 9 Abs. 1 lit. h)). Dabei sind individuelle Kompetenz und Erfahrung in dem jeweiligen 
Fachbereich maßgeblich zu berücksichtigen. Der Direktor leitet die in seinem ihm zugewiesenen 
Research Department durchgeführten Arbeits- und Forschungsprojekte und berichtet dem Vorstand 
regelmäßig über die Ergebnisse. 

§ 17 Auflösung des Vereins 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von neun 
Zehnteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden (§ 15 Abs. 4). 

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorstandsvorsitzende und der 
stellvertretende Vorstandsvorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an die Universität Tübingen, die 
es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden 
hat. 

§ 18 Datenschutz 
(1) Sobald ein Mitglied dem Verein beitritt werden zu Zwecken der Mitgliederverwaltung 
personenbezogene Daten erhoben. Es handelt sich hierbei um folgende Mitgliederdaten: Name und 
Anschrift, Bankverbindung für das SEPA-Lastschriftverfahren, E-Mail Adresse, Geburtsdatum, und 
gewünschte Zeitschriftenabonnements. 

(2) Als Mitglied des Bundesverband der Börsenvereine an deutschen Hochschulen (BVH) e.V. 
übermittelt die „Börsen-, Finanz- & Strategie Society“ bestimmte personenbezogene Daten an den 
BVH e.V., um die Lieferung der gewünschten Zeitschriftenabonnements zu gewährleisten. 

(3) Im Zusammenhang mit satzungsgemäßen Veranstaltungen veröffentlicht der Verein 
personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder in seiner Vereinszeitung, auf seiner Homepage 
sowie in Social Media Networks und übermittelt Daten und Fotos zur Veröffentlichung an Print- und 
Telemedien sowie elektronische Medien. Die Veröffentlichung beziehungsweise Übermittlung von 
Daten beschränkt sich lediglich auf Name, Vereinszugehörigkeit, Funktion im Verein und Alter oder 
Geburtsjahr. 

(4) Durch die Mitgliedschaft eines Mitglieds und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 
stimmen die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung, Speicherung, Übermittlung und Nutzung ihrer 
personenbezogenen Daten in dem vorher genannten Umfang zu. Eine anderweitige, über die 
Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverwendung ist dem 
Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist 
nicht statthaft. Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung von 
Einzelfotos seiner Person wiedersprechen. Ab Zugang des Widerspruchs unterbleibt die 
Veröffentlichung beziehungsweise Übermittlung und der Verein entfernt vorhandene Fotos von seiner 
Homepage. 

(5) Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Vorstandsmitglieder, sonstige 
Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im 
Verein die Kenntnisnahme erfordern. Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes (insbesondere §§ 34, 35 BDSG) das Recht auf Auskunft über die zu 



 


